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A. Mündliche Fragen gemäß 1. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


1. Abgeordneter 
Orgaß 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
ein Aufkauf von rund 50 000 Altbauwohnun- 
gen durch einen Käufer in vielen Städten der 
Bundesrepublik Deutschland und deren teil- 
weise Umwandlung in Massenquartiere mit 
spärlicher Mobilierung und deren Vermietung 
zu horrenden Überpreisen an Ausländer, spe- 
ziell in „Grauen Kreisen", ein Verstoß gegen 
Artikel 6 des Gesetzes zur Verbesserung des 
Mietrechts ist, und was gedenkt die Bundes- 
regierung dagegen zu unternehmen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


2. Abgeordneter 
Dr. Mertes 
(Gerolstein) 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Ein- 
schränkung in Nummer 41 der Anlage 1 zur 
Siebenten Berufskrankheiten-Verordnung (Be- 
rücksichtigung von Bronchial-Asthma nur bei 
„Aufgabe der beruflichen Beschäftigung oder 
jeder Erwerbsarbeit") insbesondere für Land- 
wirte zu Härten führt, die sich Bronchial-Asth- 
ma beim Umgang mit Getreide zugezogen ha- 
ben, ihre deshalb entsprechend eingeschränkte 
Tätigkeit auf dem eigenen Hof aber aus wirt- 
schaftlichen (keine geeigneten sonstigen Ar- 
beitsplätze) und persönlichen Gründen (Erhal- 
tung des Hofs für die Kinder) nicht völlig auf- 
geben können, und ist die Bundesregierung zu 
einer Änderung der Siebenten Berufskrank- 
heiten-Verordnung bereit, die solchen Härten 
— mit Rückwirkung — abhilft? 


3. Abgeordneter 
Wende 


(SPD) 


Kann die Bundesregierung die in Heft 2/73 
der Zeitschrift Capital gemachten Angaben be- 
stätigen, wonach den Ärzten jährliche Mehr- 
einnahmen von durchschnittlich 17 000 DM bei 
einem bisherigen Jahreseinkommen von 
durchschnittlich 190 000 DM durch erhöhte For- 
derungen an die Ersatzkassen zufließen, und 
welche Konsequenzen gedenkt die Bundesre- 
gierung aus dieser Entwicklung zu ziehen? 


4. Abgeordneter Besteht nunmehr die Möglichkeit, daß unver- 
Peiter heiratet gebliebene Verlobte von im Krieg 

(SPD) gefallenen Soldaten Kriegsopferversorgung im 

Wege des Härteausgleichs erhalten? 
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5. Abgeordneter 

Peiter 


(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, Landwirte, 
die als Kriegsversehrte bisher ohne eigenen 
Beitrag krankenversichert waren, nunmehr 
aber als Mitglied der Landwirtschaftlichen 
Krankenkasse Beiträge zahlen müssen, wie- 
derum beitragsfrei zu stellen, und wann ist 
gegebenenfalls mit einer solchen Regelung zu 
rechnen? 


6. Abgeordneter 

Kater 


(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Frage 
der Zahlung von Arbeitslosenunterstützung 
an diejenigen Arbeitnehmer, die außerhalb 
eines Streikgebiets von Arbeitgebern ausge- 
sperrt werden, weil sie auf Grund der Folge- 
wirkung des Streiks angeblich oder tatsächlich 
nicht weiterproduzieren können, und sieht die 
Bundesregierung in diesem Zusammenhang 
auf Grund der bisher gemachten Erfahrungen 
eine Notwendigkeit der Änderung des § 116 
des Arbeitsförderungsgesetzes? 


7. Abgeordneter 
Dr. Farthmann 


(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß nach 
einer Meldung des DGB-Jugendmagazins 
„RAN" vom 1. April 1973 seit dem Inkrafttre- 
ten des neuen Betriebsverfassungsgesetzes 
250 Jugendvertreter ihren Arbeitsplatz ver- 
loren haben, weil ihr Ausbildungsverhältnis 
abgelaufen war und der Arbeitgeber die Über- 
nahme in ein normales Arbeitsverhältnis ver- 
weigert hatte? 


8. Abgeordneter 

Dr. Farthmann 


(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Befürchtung, daß 
infolge dieser Rechtslage die Jugendvertreter 
gegen Maßregelungen durch den Arbeitgeber 
weitgehend schutzlos sind, und welche gesetz- 
geberischen Schritte hält die Bundesregierung 
für möglich und notwendig, um den Arbeits- 
platzschutz der Jugendvertreter zu verbes- 
sern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


9. Abgeordneter 
Schlaga 
(SPD) 


Ist es unter Sicherheitsaspekten gesehen er- 
forderlich, daß in Ballungsgebieten der Bun- 
desrepublik Deutschland Unterkünfte, insbe- 
sondere Übungs- und Flugplätze der US-Army 
aufrechterhalten und teilweise sogar ausge- 
baut werden, obwohl die Bevölkerung dieser 
Gebiete Lärmbelästigungen und Verkehrsbe- 
hinderungen in viel höherem Maße als andere 
ausgesetzt ist? 
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10. Abgeordneter 
Schlaga 
(SPD) 


Sind die in letzter Zeit erfolgten und eventuell 
auch weiter vorgesehenen Dislokationsmaß- 
nahmen von Einheiten der US-Army im baye- 
risch-baden-württembergischen Raum von so 
großem taktischen oder strategischen Vorteil, 
für Verteidigungsmaßnahmen im vorderen 
NATO-Raum, daß die zuständigen Stellen mei- 
nen, die aus den genannten Gründen in der 
Bevölkerung entstandene und anhaltende Un- 
ruhe — • verbunden mit Protestaktionen — in 
Kauf nehmen zu können? 


11. Abgeordneter 
Hansen 


(SPD) 


An wen sind die ursprünglich von der bundes- 
eigenen VEBEG-Verwertungsgesellschaft m. b. 
H. der Firma Stockleigh Holdings Ltd. vertrag- 
lich zugesicherten 22 Noratlas-Flugzeuge(vgL 
Antwort der Bundesregierung auf die Fragen 
B 29 und B 30, Stenographischer Bericht über 
die 179. Sitzung am 17. März 1972, S. 10 438) 
inzwischen weiterverkauft worden? 


12. Abgeordneter 


Anbuhl 

(SPD) 


Trifft es zu, daß Lohnempfänger auf Hilfs- 
schiffen der Bundeswehr keine Bordzulage er- 
halten, und beabsichtigt die Bundesregierung, 
auch den Lohnempfängern eine Bordzulage zu 
gewähren? 


13. Abgeordneter 


Anbuhl 

(SPD) 


Trifft es zu, daß Beamte auf zivilbesetzten 
bundeswehreigenen Schiffen grundsätzlich 
keine Überstunden vergütet bekommen, wes- 
halb besteht diese Regelung und beabsichtigt 
die Bundesregierung, diesen Zustand zu än- 
dern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugendr Familie und Gesundheit 


14. Abgeordneter 
Sieglersdunidt 
(SPD) 


Ist es zutreffend, daß die Regierungsbeiträge 
für das deutsch-französische Jugendwerk trotz 
der ständigen Preissteigerungen in den letzten 
zehn Jahren weder von der Bundesregierung 
noch von der Regierung Frankreichs jemals 
gegenüber dem Anfangsbeitrag erhöht worden 
sind und daß demzufolge die Zahl der im 
Rahmen des deutsch-französischen Jugend- 
werks ausgetauschten Jugendlichen von 
300 000 im Jahr 1965 auf 150 000 im Jahr 1972 
zurückgegangen ist? 


15. Abgeordneter 

Sieglerschmidt 

(SPD) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu unter- 
nehmen, um den Rückgang des deutsch-fran- 
zösischen Jugendaustausches nicht nur aufzu- 
halten, sondern die Aktivität des Jugendwerks 
wieder zu verstärken? 
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16. Abgeordneter 

Dr. Klein 
(Göttingen) 

(CDU/CSU) 


Verfügt die Bundesregierung über Material, 
das über die schädlichen Nebenwirkungen bei 
der Anwendung von Myambutol Aufschluß 
gibt, und welche Maßnahmen gedenkt die 
Bundesregierung gegebenenfalls dagegen zu 
ergreifen? 


17. Abgeordneter 
Egert 
(SPD) 


Sieht die Bundesregierung aus der Feststel- 
lung der zuständigen Bundesministerin vor der 
Bundespressekonferenz am 27. Februar 1973, 
daß unsere Gesellschaft nicht kinderfreund- 
lich ist, die Notwendigkeit, die Situation der 
Kinder in der Bundesrepublik Deutschland in 
einer besonderen Enquete zu untersuchen, und 
wann gedenkt sie, gegebenenfalls ihre Anre- 
gungskompetenz in dieser Frage zu nutzen? 


18. Abgeordneter 
Müller 
(Berlin) 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung die in der Zeitschrift 
„die familie" (Nr. 1 — Januar/Februar 1973) 
veröffentlichten Forderungen des Deutschen 
Familienverbands für berechtigt, wonach bis 
zur Steuerreform eine Übergangslösung zum 
Familienlastenausgleich in Form einer monat- 
lichen Abschlagszahlung von 40 DM ab erstem 
Kind für jedes Kind, zusätzlich zum gegen- 
wärtigen Kindergeld, geschaffen werden soll? 


19. Abgeordneter Wenn ja, inwieweit ist dann die Bundesre- 
Müller gierung bereit, dieser Forderung entgegen- 

(Berlin) zukommen? 

(CDU/CSU) 


20. Abgeordneter 

Brandt 

(Gerolstein) 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung auf Grund neuerer 
Untersuchungen bekannt, wie viele Menschen 
in der Bundesrepublik Deutschland infolge 
von Gebrauch des in frei verkäuflichen 
Schmerzmitteln enthaltenen Wirkstoffs Phena- 
cetin durch Nierenschäden schwer erkrankt 
oder gestorben sind, und ist die Bundesregie- 
rung bereit, die Wirkung von Phenacetin in 
der Bevölkerung nach neuestem Stand prüfen 
zu lassen und bis zum Ergebnis der Unter- 
suchungen die phenacetinhaltigen Medika- 
mente rezeptpflichtig zu machen? 


21. Abgeordneter 

Immer 


(SPD) 


Woran ist bisher die dringend notwendige 
Einführung eines bundeseinheitlichen Gesund- 
heits- bzw. Impfpasses gescheitert, und was 
wird die Bundesregierung unternehmen, um 
den jetzigen — im Blick auf die wachsende 
Zahl von Arbeits- und Verkehrsunfällen — 
unhaltbaren Zustand zu beseitigen? 


22. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 
Immer sache, daß ein großer Teil der besonders im 

(SPD) ländlichen Raum praktizierenden Ärzte über- 
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altert ist und häufig den notwendigen diagno- 
stischen und therapeutischen Erfordernissen 
nicht mehr gewachsen ist, und welche Mög- 
lichkeiten einer angemessenen ärztlichen Ver- 
sorgung für die Landbevölkerung sieht die 
Bundesregierung? 


23. Abgeordneter 
Wuwer 


(SPD) 


Ist es richtig, daß die Bundesregierung von der 
im Rahmen ihres gesundheitspolitischen Pro- 
gramms vorgesehenen Neuregelung des Arz- 
neimittelrechts die Naturheilmittel auszuneh- 
men beabsichtigt, und welche Gründe veran- 
lassen sie gegebenenfalls dazu? 


24. Abgeordneter 

Dr. Slotta 


(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Kritik von Prof. 
G. Schottmayer, die Einrichtung der herkömm- 
lichen Kinderspielplätze in der Bundesrepublik 
Deutschland sei eine gigantische Fehlinvesti- 
tion, die nur deshalb nicht erkannt wurde, weil 
eine Untersuchung über die Ausnutzung her- 
kömmlicher Spielplätze bisher versäumt wor- 
den sei, teilt die Bundesregierung insbeson- 
dere seine Forderung nach Einrichtung von 
„unfertigen Kinderspielplätzen" bzw. „Aktiv- 
Spielplätzen", und gedenkt die Bundesregie- 
rung — evtl, über Forschungsvorhaben und 
ihre Ergebnisse — , den Ländern und Gemein- 
den Orientierungshilfen anzubieten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


25. Abgeordneter 
Dr. Kempfier 
(CDU/CSU) 


26. Abgeordneter 

Dr. Kempfier 

(CDU/CSU) 


27. Abgeordneter 
Dr. Hirsch 
(FDP) 


Bedeutet der Satz in der Regierungserklärung 
vom 18. Januar 1973, in dem lediglich betont 
wird, daß der Bau der Bundesfernstraßen 
selbstverständlich weitergeht, eine Änderung 
der Straßenbaupolitik gegenüber der Regie- 
rungserklärung vom 28. Oktober 1969, wonach 
der Schwerpunkt des Fernstraßenbaus die 
Chancenverbesserung strukturell schwacher 
Gebiete sein soll? 

Welche Gründe haben die Bundesregierung 
veranlaßt, von der früheren Praxis bei der 
Festsetzung von Kraftfahrzeugkennzeichen, 
wonach in Ausnahmefällen das Kennzeichen 
auch aus der Landschaftsbezeichnung des Land- 
kreises genommen werden konnte, abzugehen 
und neuerdings darauf zu bestehen, daß nun- 
mehr der Name der Kreisstadt für die For- 
mung dieser Kennzeichen zugrundegelegt 
werden darf? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
deutsche und internationale Fluggesellschaften 
mehr als bisher möglichst lärmarme Trieb- 
werke einsetzen werden, wenn der Einsatz 


6 



Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/433 


solcher Triebwerke keine wirtschaftlichen 
Nachteile wegen verringerten Schubes, son- 
dern spürbare wirtschaftliche Vorteile bringen 
würde? 


28. Abgeordneter 

Dr. Hirsdi 


(FDP) 


Welche Hindernisse stehen dem entgegen, die 
Start- und Landegebühren so zu staffeln, daß 
für laute, umweltschädliche Flugzeuge höhere 
Landegebühren entsprechend den höheren 
Schallschutz-Aufwendungen zu zahlen sind, 
die sie erforderlich machen? 


29. Abgeordneter 

Damm 


(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung im nächtlichen Par- 
ken gewerblicher Fahrzeuge (z. B. Lastwagen) 
in Wohnbereichen und mit dem durch Starten 
und Warmlaufen der Fahrzeuge zu nacht- 
schlafender Zeit hervorgerufenen Lärm ein 
Problem, dem gesetzgeberisch begegnet wer- 
den muß? 


30. Abgeordneter 

Dr. Klein 
(Göttingen) 

(CDU/CSU) 


Welche Überlegungen haben den Parlamenta- 
rischen Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr, Haar, veranlaßt, Pressemeldun- 
gen zufolge kürzlich in Hannover sinngemäß 
zu erklären, über den Bau der vorgesehenen 
Ergänzungsstrecke der Deutschen Bundesbahn 
Hannover — Kassel sei praktisch schon in dem 
Sinn entschieden, daß diese Ergänzungsstrecke 
nicht über Göttingen, sondern durch das We- 
sertal geführt werde, und wie vereinbart die 
Bundesregierung diese Absicht mit den Not- 
wendigkeiten einer besseren Verkehrsbedie- 
nung des Zonenrandgebiets im Bereich Göt- 
tingen? 


31. Abgeordneter 

Dr.Oetting 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß aus 
funktionalen Gründen nicht mehr beabsichtigt 
ist, das Luftfahrtbundesamt (LBA) aus Braun- 
schweig ganz oder teilweise zu verlegen, und 
daß nur noch daran gedacht wird, entsprechend 
dem Untersuchungsbericht geeignete Außen- 
stellen des LBA auf den großen deutschen 
Flughäfen zu errichten? 


32. Abgeordneter 
Wagner 
(Günzburg) 

(CDU/CSU) 


Wie erklärt die Bundesregierung die Tatsache, 
daß bei der Wasser- und Schiffahrtsverwal- 
tung des Bundes Dienstposten für Beamte des 
gehobenen technischen Dienstes in zunehmen- 
dem Maße durch angestellte Diplomingenieure 
besetzt werden? 


33. Abgeordneter 

Krodeert 


(SPD) 


Nach welchen Gesichtspunkten wägt die Bun- 
desregierung zwischen den Erfordernissen hö- 
herer Sicherheit für Verkehrsteilnehmer und 
den Kostenzumutungen an die Kraftfahrzeug- 
industrie ab, wenn Vorschriften über zusätz- 
liche Sicherheitsausstattungen zu erwägen 
sind? 
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34. Abgeordneter 

Krodcert 

(SPD) 


35. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunsdiweig) 

(CDU/CSU) 


36. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunsdiweig) 

(CDU/CSU) 


37. Abgeordneter 
Dr. Marx 
(CDU/CSU) 


38. Abgeordneter 

Waltemathe 

(SPD) 


39. Abgeordneter 

Dr. Sdimitt- 

Vodcenhausen 

(SPD) 


Wie gedenkt die Bundesregierung in Anwen- 
dung dieser Gesichtspunkte, über die serien- 
mäßige Ausstattung von Kraftfahrzeugen mit 
Haltegurten und Kopfstützen zu entscheiden? 


Kann die Bundesregierung Auskunft darüber 
geben, warum die Deutsche Bundesbahn das 
Angebot der „Rosa-Zeiten“ nicht im Jahr 1973 
aufrechterhält, nachdem doch der erste Präsi- 
dent der Deutschen Bundesbahn, Dr. Wolfgang 
Vaerst, in der in den D-Zügen ausliegenden 
Zeitschrift „Schöne Welt“, Nr. 2/73, zu 
den Leistungen der Deutschen Bundesbahn 
schreibt: „Es sei hier nur an die Rosa-Zeiten 
erinnert, ein durchschlagender Erfolg, häufig 
nachgeahmt von Leistungsträgern anderer 
Touristikbranchen“ ? 


Hält die Bundesregierung es für gerechtfertigt, 
daß die Deutsche Bundesbahn das bewährte 
System verbilligter Rückfahrkarten praktisch 
völlig fallen gelassen hat und damit besonders 
den sozial schwachen Bevölkerungsgruppen 
eine zusätzliche Fahrpreiserhöhung auferlegt 
hat? 


Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
auf Grund von Vereinbarungen mit der DDR 
getroffen, damit neben der Benutzung von Per- 
sonenkraftwagen im (sogenannten) grenzna- 
hen West-Ost-Verkehr durchgehende Omni- 
buslinien oder Nahverkehrszüge eingerichtet 
werden, um auf diese Weise den erwarteten 
Besucherstrom im verkehrsmäßig schlecht er- 
schlossenen Zonengrenzsperrgebiet der DDR 
in weniger als den erlaubten 24 Stunden zu 
gewährleisten? 


Ist die im Raumordnungsbericht 1972, Seite 
114, erwähnte Kostennutzenanalyse zur Beur- 
teilung von Investitionen im Fernverkehr der 
Deutschen Bundesbahn und im Luftverkehr der 
Bundesrepublik Deutschland bis 1980 inzwi- 
schen durch die Bundesregierung ausgewertet, 
und welche Konsequenzen werden daraus für 
den Ausbau der Verkehrsflughäfen abgeleitet? 


Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, die 
Zuverlässigkeit des Luftverkehrs dadurch zu 
verstärken, daß der auf dem Gebiet der Be- 
leuchtungstechnik von Flugpisten und den 
elektronischen Landenavigationshilfen hinder- 
liche Störfaktor Nebel durch eines der ver- 
schiedenen Entnebelungssysteme (Kondensa- 
tion), die bereits in der Praxis gehandhabt 
werden, beseitigt wird? 


8 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/433 


40. Abgeordneter Sind Maßnahmen vorgesehen, um rechtzeitig 
Engelhard vor Inkrafttreten des sogenannten 0,8-Promil- 

(FDP) le-Gesetzes die Bevölkerung über die neue 

Rechtslage aufzuklären und Presseveröffent- 
lichungen entgegenzutreten, die das für Ver- 
kehrsteilnehmer noch zulässige Maß des Alko- 
holgenusses allein aus der Relation von Alko- 
holmenge und Körpergewicht errechnen? 

Ist der Bundesregierung das Ergebnis einer 
Umfrage des Münchner Verkehrsverbundes 
bekannt, wonach sich 98Vo aller Befragten für 
ein generelles Rauchverbot im öffentlichen 
Personennahverkehr ausgesprochen haben, 
und welche Folgerungen gedenkt die Bundes- 
regierung gegebenenfalls daraus im Hinblick 
auf den gesamten Personennahverkehr der 
Deutschen Bundesbahn zu ziehen? 

Inwieweit ist die Planung der Interkontinen- 
talflughäfen, insbesondere die von München II, 
im Hinblick auf die voraussichtliche Abnahme 
des innerdeutschen Flugverkehrs infolge der 
wachsenden Leistungsfähigkeit der Deutschen 
Bundesbahn mit den Planungen jetzt in Vor- 
bereitung befindlicher neuer schienengebun- 
dener Verkehrssysteme und der anzustreben- 
den Raum- und Siedlungsstruktur abgestimmt? 

43. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung auch in die- 

Spilker sem Jahr, Rentnern ermäßigte Preise für 

(CDU/CSU) Fahrten mit der Deutschen Bundesbahn zu 

gewähren? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die be- 
stehende Praxis der Deutschen Bundesbahn 
und der Deutschen Bundespost, die Einrich- 
tung neuer Buslinien bzw. den Einsatz zusätz- 
licher Busse auf bestehenden Linien von voller 
Kostendeckung durch dritte Träger abhängig 
zu machen und dies auch in Fällen, in denen 
wegen Uberfüllung der Busse bzw. Fehlen not- 
wendiger Verbindungen ein dringender Bedarf 
anerkannt werden muß? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


45. Abgeordneter Wann wird die Bundesregierung voraussicht- 
Conradi lieh das in der Regierungserklärung angekün- 

(SPD) digte Raumordnungsprogramm vorlegen, und 

wird im Raumordnungsprogramm der Bundes- 
regierung eine Gesamtkonzeption für den Aus- 
bau aller Kontinental- und Interkontinental- 
Flughäfen der Bundesrepublik Deutschland 
enthalten sein? 


44. Abgeordneter 
Dr. Wagner 
(Trier) 

(CDU/CSU) 


42. Abgeordnete 

Frau Dr. Riedel- 
Mart iny 
(SPD) 
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46. Abgeordnete Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung 
Frau Meermann der gleitenden Arbeitszeit und der gleitenden 
(SPD) Woche für die Lösung von Problemen in 

Raumordnung und Städtebau bei? 


47. Abgeordneter 
Dr. Probst 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die von 
Bundesminister Vogel im Interview mit der 
Zeitschrift KONKRET getroffenen Aussagen: 
daß das ökonomische Prinzip — ebenso wie 
beim Bodenrecht — aus dem Bereich der Auto- 
mobilindustrie „vertrieben" werden muß, und 
daß es nur gut ist, „wenn da ein bißchen 
Druck dahinter kommt", daß allerdings die 
Politik nur dann etwas erreichen kann, „wenn 
man den Leuten nicht sagt, daß sie zum ersten 
besten Zeitpunkt enteignet und davongejagt 
werden", daß aber in jedem Fall der Automo- 
bilproduktion erst einmal hinsichtlich Absatz 
und Produktion ein Rahmen gesetzt werden 
muß, — und wie konkret sind die Überlegun- 
gen innerhalb der Bundesregierung derzeit? 


48. Abgeordneter 

Lenzer 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, bei ihren raum- 
ordnungspolitischen Vorstellungen bei aller 
unbestrittenen Notwendigkeit zur Schwer- 
punktbildung eine derartige Flexibilität des 
Bundesraumordnungsprogrammes zu schaffen, 
daß auch in dünnbesiedelten ländlichen Räu- 
men die öffentliche Förderung kleinerer und 
mittlerer zentraler Orte möglich bleibt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie und 
für das Post- und Fernmeldewesen 


49. Abgeordneter 
Egerl 
(SPD) 


Teilt die Bundesregierung auf Grund ihrer 
ersten Erfahrungen, die im Informationsdienst 
„Kernenergie und Umwelt" vom Januar 1973 
vertretene Auffassung, daß die verwaltungs- 
organisatorische Trennung der Zuständigkei- 
ten im Bereich der Kernforschung und -technik 
— insbesondere die Übertragung der Kompe- 
tenz für Fragen der Reaktorsicherheit und des 
Strahlenschutzes auf das Innenministerium un- 
ter Ausklammerung der Reaktorsicherheits- 
forschung und -technik — im Blick auf die Fra- 
gen der Sicherheit der Kernkraftwerke und der 
Sicherung der Energieversorgung alarmierend 
sei? 


50. Abgeordneter Welche Vorstellungen hat die Bundesregie- 
Dr. Freiherr Spies rung über die weitere mittelfristige Förderung 
von Büllesheim der Kernforschungsanlage Jülich, und wie ge- 
(CDU/CSU) denkt sie insbesondere die Zahl der Beschäf- 

tigten zu beeinflussen? 
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51. Abgeordneter Welches forschungspolitische Konzept verfolgt 

Dr. Freiherr Spies die Bundesregierung mit der Verringerung 
von Büllesheim der Kapazitäten in den Kernforschungszentren 
(CDU/CSU) und der Gründung neuer Institute an anderen 

Stellen der Bundesrepublik Deutschland? 

52. Abgeordneter Hat die Bundesregierung ihre Beschlüsse über 

Vogt die Kürzung der Mittel für die Kernforschungs- 

(CDU/CSU) anlage Jülich den Beteiligten ohne vorherige 

Aussprache mitgeteilt, und dies insbesondere 
unter Berücksichtigung des vorher öffentlich 
dargelegten Entwurfs des 4. Atomprogramms, 
und welche Gründe liegen hierfür gegebenen- 
falls vor? 


Wie vereinbaren sich gegebenenfalls solche 
kurzfristig beschlossenen Kürzungen für die 
Kernforschungszentren ohne Berücksichtigung 
des Sachprogramms und der beteiligten Wis- 
senschaftler mit den vielfältigen Bekundungen 
der Bundesregierung nach mehr Transparenz 
und mehr Demokratie in allen gesellschaft- 
lichen Bereichen und ihren Bekundungen bei 
der Vorlage des Entwurfs zum 4. Atompro- 
gramm? 

Hält die Bundesregierung den mit der Daten- 
erfassungsverordnung und der Datenübermitt- 
lungsverordnung eingeleiteten bundesweiten 
Datenaustausch zwischen der öffentlichen Ver- 
waltung und den Unternehmen für ausrei- 
chend, bzw. welche weiteren Maßnahmen be- 
absichtigt die Bundesregierung in diesem Be- 
reich? 


55. Abgeordneter Ist nach Auffassung der Bundesregierung ein 

Zebisdi besonderer Datenschutz in diesem Zusammen- 

(SPD) hang notwendig? 

56. Abgeordneter Trifft es zu, daß der Bundesminister für das 

Volmer Post- und Fernmeldewesen auf Grund einer 

(CDU/CSU) Eingabe der Deutschen Postgilde e. V., dem 

Bundesinnenminister eine Stellungnahme ge- 
geben hat, die folgende Formulierung enthält: 
„Daraus kann gefolgert werden, daß es sich 
bei den älteren Postoberinspektoren nicht um 
die leistungsstärksten Beamten handelt. Es 
bedeutet aber nicht, daß die über 40 Jahre 
alten Postoberinspektoren alle wesentlich 
leistungsschwächer oder für die Beförderung 
zum Postamtmann sogar ungeeignet sind."? 

57. Abgeordneter Wie beurteilt der Bundesminister für das 

Volmer Post- und Fernmeldewesen den Leistungsabfall 

(CDU/CSU) der Postoberinspektoren, die über 40 Jahre 

alt sind? 


54. Abgeordneter 

Zebisch 

(SPD) 


53. Abgeordneter 

Vogt 

(CDU/CSU) 
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58. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 

Hoffie die in einem vom Verband der Postbenutzer 

(FDP) e. V. veröffentlichten „Schwarzbuch über die 

Deutsche Bundespost" beispielhaft aufgeführ- 
ten gravierenden Servicemängel zu beseiti- 
gen? 

59. Abgeordneter Ist insbesondere daran gedacht, der Forderung 

Hoffie des Verbands der Postbenutzer e. V. nachzu- 

(FDP) kommen, eine unabhängige Beschwerdestelle 

für den Postbereich einzurichten? 

60. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 

Reiser Bauträger von solchen Hochhäusern, die den 

(SPD) Fernsehempfang in ihrem Umkreis stören, zu 

verpflichten, die Kosten zur Behebung dieser 
Störungen zu übernehmen? 

61. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß Körper- 

Spilker behinderte vielfach den Wunsch äußern, Ver- 

(CDU/CSU) günstigungen im Post- und insbesondere Tele- 

fonverkehr zu erhalten, und beabsichtigt die 
Bundesregierung, Maßnahmen zu ergreifen, 
um auf diesem Wege den Behinderten aus 
ihrer Isolation zu helfen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


62. Abgeordnete Trifft es zu, daß die Absicht besteht, die 

Frau Benedix 3,5 Millionen DM im Etat des Bundeshaushalts, 

(CDU/CSU) die für den weiteren Aufbau des Luftrettungs- 

systems durch Einsatz von Hubschraubern für 
die Soforthilfe Verunglückter vorgesehen sind, 
zu streichen? 

63. Abgeordneter Wieviel Tonnen Gips werden von deutschen 

Dr. Gruhl Betrieben noch in die Flüsse eingeleitet, und 

(CDU/CSU) denkt die Bundesregierung an Auflagen, um 

auf Grund bereits angewendeter Verfahren 
diese Mengen weiter zu verringern? 

Aus welchen Gründen ist es nicht möglich, 
einen Personalausweis zu entwickeln, der 
gleichzeitig auch den Reisepaß, Führerschein, 
Impfpaß etc. enthält, so daß der Bürger nicht 
soviele einzelne Papiere mit sich herumschlep- 
pen muß, und arbeitet die Bundesregierung an 
derartigen vereinfachten Überlegungen? 

65. Abgeordneter In welchen Angelegenheiten wird auf Grund 
Kleinert von Gesetzen oder Verwaltungsanordnungen 

(FDP) die Familienstandsbezeichnung „geschieden" 

verwendet oder vorgeschrieben, und gibt es 
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sachliche Gründe für die Aufrechterhaltung der 
Familienstandsbezeichnung „geschieden", oder 
sollte diese nicht vielmehr zur Verhinderung 
einer Diskriminierung Geschiedener abge- 
schafft und durch die Familienstandsbezeich- 
nung „unverheiratet" ersetzt werden? 


66. Abgeordneter Wieweit ist die Gesamtdokumentation über 
Josten das Schicksal der deutschen Kriegsgefangenen 

(CDU/CSU) des Zweiten Weltkriegs fertiggestellt? 


67. Abgeordneter Welche finanziellen Mittel wurden bisher von 
Josten den früheren Bundesregierungen für die Her- 

(CDU/CSU) Stellung dieser Kriegsgefangenendokumenta- 

tion aufgebracht? 


68. Abgeordneter 

Dr. Schäuble 


(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu unter- 
nehmen, um die steigenden Kosten für die 
Ausgabe von Verpflegung an die Bediensteten 
der Bundesbehörden in den Kantinen zu 
senken und Wartezeiten der Bediensteten bei 
der Verpflegungsausgabe zu verhindern? 


69. Abgeordneter 

Dr. Sdiäuble 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung mit mir der Ansicht, 
daß die Beschaffung von Selbstbedienungsau- 
tomaten für die Ausgabe von Getränken und 
Waren in den Kantinen der Bundesbehörden 
Personalkosten senken und Arbeitszeitverluste 
der Bediensteten vermeiden könnte, und ist 
die Bundesregierung bereit, die Beschaffung 
solcher Selbstbedienungsautomaten zu ermög- 
lichen? 


70. Abgeordneter 

Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Vor- 
schläge von Dr. Karl Matthias Meesen zur 
Lösung der Problematik, die sich bei einer 
geteilten Staatsangehörigkeit in Zukunft bei 
der Aushändigung von Pässen der Bundes- 
republik Deutschland an Einwohner der DDR 
ergeben würde, und wie er sie in der literari- 
schen Auseinandersetzung mit Prof. Manfred 
Löwisch, Freiburg, (veröffentlicht in der Juri- 
stenzeitung 1972, Seite 673 ff., und 1973, Seite 
117/118) gemacht hat, und welche Lösungen 
gedenkt die Bundesregierung anzustreben? 


71. Abgeordneter 

Wagner 

(Günzburg) 

(CDU/CSU) 


Wie hoch ist die Zahl der nicht- bzw. fehlbe- 
setzten Beamtendienstposten des gehobenen 
technischen Dienstes bei den Bundesverwal- 
tungen einschließlich der Deutschen Bundes- 
bahn und der Deutschen Bundespost? 


72. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die 1965 festgesetzte 
Dr. Ahrens Wegstreckenentschädigung für die Benutzung 

(SPD) privateigen anerkannter Kraftfahrzeuge noch 

für angemessen? 
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73. Abgeordneter 

Dr. Gruhl 

(CDU/CSU) 


74. Abgeordneter 

Freiherr 
von Fircks 
(CDU/CSU) 


75. Abgeordneter 

Freiherr 
von Firdcs 
(CDU/CSU) 


76. Abgeordneter 

Dr. Klepsch 

(CDU/CSU) 


Welchen Sinn hat das Genehmigungsverfahren 
für ein Werk nach § 16 der Gewerbeordnung, 
wenn der Lärmpegel statt der vorgesehenen 
35 Decibell, 65 Decibell, also etwa das acht- 
fache, erreicht, und welche Folgerungen zieht 
die Bundesregierung daraus für das z. Z. in 
Beratung befindliche Gesetz gegen Luftverun- 
reinigungen und Lärm? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, Personen im Sinne der §§ 1 bis 4 des 
Bundesvertriebenengesetzes und des § 1 des 
Bundesevakuiertengesetzes, die vor der Ver- 
treibung oder Evakuierung selbständig er- 
werbstätig waren, die Nachentrichtung von 
Beiträgen zur gesetzlichen Rentenversicherung 
zu erleichtern, um damit dem durch Vertrei- 
bung, Flucht oder Evakuierung gewandelten 
Berufsschicksal dieser Personen Rechnung zu 
tragen? 

Ist die Bundesregierung insbesondere bereit, 
eine ausreichende soziale Sicherung dieser 
Personen in der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung dadurch zu ermöglichen, daß ihnen Dar- 
lehen aus Mitteln des Ausgleichsfonds zur 
Nachentrichtung freiwilliger Beiträge zur ge- 
setzlichen Rentenversicherung bereitgestellt 
werden? 

In welcher Weise gedenkt die Bundesregie- 
rung die nicht tragbare ungerechte Situation zu 
beseitigen, daß ein Fernmeldehandwerker der 
Lohngruppe 1 nach Übernahme in das Beam- 
tenverhältnis im Durchschnitt eine Einkom- 
mensminderung von über 200 DM monatlich 
erleidet, die sich durch eine Reihe indirekter 
Zuwendungen noch weiter zu Ungunsten des 
in das Beamtenverhältnis übernommenen er- 
höht? 


77. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Warum liegen — abgesehen von wenigen Eck- 
daten — die Bundesergebnisse aus der Volks- 
zählung vom 27. Mai 1970 noch nicht vor, und 
kann die Bundesregierung, nahezu drei Jahre 
nach dem Zählungsstichtag, nunmehr verbind- 
lich einen Abschlußtermin für die Veröffent- 
lichung der Bundesergebnisse nach dem vorge- 
sehenen Bundestabellenprogramm nennen? 


78. Abgeordneter 

Engelsberger 

(CDU/CSU) 


Entspricht das Untersuchungsergebnis des Lon- 
doner „Instituts für Konfliktforschung“, daß 
von den 177 offiziellen Mitarbeitern der sowje- 
tischen Botschaft in Bonn 82 Personen (46,3Vo) 
Geheimdienstbeauftragte des sowjetischen 
Spionagedienstes seien, den Tatsachen, und 
seit wann ist der Bundesregierung die Geheim- 
diensttätigkeit von Angehörigen der Vertre- 
tung der UdSSR in der Bundesrepublik 
Deutschland bekannt? 
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79. Abgeordneter Sind der Bundesregierung die jüngst in der 
Wuwer Schweiz entwickelten und bereits praktizierten 

(SPD) Verfahren zur gewinnbringenden Aufberei- 

tung und Verwertung von Autoschrott be- 
kannt, und welche Möglichkeiten sieht die 
Bundesregierung für eine beschleunigte An- 
wendung dieser Methode auch in der Bundes- 
republik Deutschland? 

Beabsichtigt die Bundesregierung bei der No- 
vellierung des Bundesbeamtengesetzes den 
§ 179 so zu ändern, daß für die Angehörigen 
von Beamten, die nicht die deutsche Staats- 
angehörigkeit besitzen, und für Beamte, die 
einen Wohnsitz im Ausland haben, und die 
bisher keinen Anspruch auf Versorgungsbe- 
züge hatten, diese Benachteiligung in Zukunft 
entfällt? 

81. Abgeordneter Wieviel Rettungshubschrauber und an welchen 

Baier Plätzen sind diese in der Bundesrepublik 

(CDU/CSU) Deutschland stationiert? 

82. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, wer hinter 

Dr. Miltner der „anonymen Projektgruppe Innenministe- 

(CDU/CSU) rium" steht, die nach einem Bericht des „Vor- 

wärts" den internen Entwurf des Presserechts- 
rahmengesetzes aus dem Bundesministerium 
des Innern veröffentlicht hat, und wenn nein, 
was wird sie tun, um das zu ermitteln? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


83. Abgeordneter Wie hoch schätzt die Bundesregierung die 

Milz jährliche Steuer einbuße durch die sogenannte 

(CDU/CSU) Verdieselung von Heizöl? 

84. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung ln der Einfärbung 

Milz von Heizöl eine Möglichkeit, dieser Entwick- 

(CDU/CSU) lung entgegenzuwirken, wenn ja, von wann 

ab ist mit der Einfärbung zu rechnen? 

85. Abgeordneter Wie vereinbart die Bundesregierung die vom 

Hödierl Bundesfinanzminister am 15. März 1973 im 

(CDU/CSU) Bundestag aufgestellte und im „Spiegel" vom 

19. März 1973 wiederholte Behauptung, daß 
die gewaltigen Devisenzuflüsse des Februar 
und März durch die bisherigen Maßnahmen 
der Deutschen Bundesbank „bis auf einen 
ganz geringen Rest mühelos abgeschöpft wür- 
den", mit der entgegenstehenden Feststel- 
lung der Bundesbank in ihrem Märzbericht 
(Seite 6), daß die spekulativen Devisenzuflüsse 
aus finanziellen Transaktionen mit Nichtban- 
ken annähernd zwei Drittel des Nettozugangs 
an Währungsreserven ausmachten und die 


80. Abgeordneter 

Dr.Slotta 

(SPD) 
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86. Abgeordnete 

Frau 

Dr, Neumeister 

(CDU/CSU) 


87. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Neumeister 

(CDU/CSU) 


88. Abgeordneter 

Rollmann 


(CDU/CSU) 


89. Abgeordneter 

Rollmann 


(CDU/CSU) 


90. Abgeordneter 

Dr. Häfele 

(CDU/CSU) 


„expansiven Effekte, die von den Mittelzu- 
flüssen aus dem Ausland zu den Niditbanken 
auf das Geldvolumen ausgehen, mit den kre- 
ditpolitisdien Beschlüssen der Deutschen Bun- 
desbank keineswegs unterbunden seien“, also 
daß die Deutsche Bundesbank zumindest einen 
ganz erheblichen Teil der spekulativen Geld- 
zuflüsse durch ihre Maßnahmen nicht ab- 
schöpfen könne? 

Hält die Bundesregierung an ihrer in einem 
Regierungsentwurf zur Änderung des Umsatz- 
steuergesetzes in der 6. Legislaturperiode des 
Bundestags geäußerten Absicht fest, ärztliche 
Gruppenpraxen von der Mehrwertsteuerpflicht 
zu befreien? 

Wenn ja, was wird die Bundesregierung vorab 
konkret unternehmen, um angesichts der Ent- 
scheidung des Bundesfinanzhofs vom 20. April 
1972, wonach ärztliche Leistungen in soge- 
nannten Apparate- und Praxisgemeinschaften 
— der bisher häufigsten Form ärztlicher Grup- 
penpraxen — im Gegensatz zu allen anderen 
ärztlichen Leistungen, z. B. in allen Einzel- 
praxen, der Mehrwertsteuerpflicht unterliegen, 
nunmehr beschleunigt die Mehrwertsteuerfrei- 
heit zu gewährleisten, um moderne Formen 
ärztlicher Berufsausübung nicht in einer Über- 
gangszeit bis zur gesetzlichen Regelung un- 
nötig zu behindern? 

Hält die Bundesregierung trotz anhaltender 
Inflation und trotz des Hinweises im Jahres- 
gutachten 1972 des Sachverständigenrats zur 
Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Ent- 
wicklung, „daß die Besitzer von Geldvermögen 
zumindest in einigen Jahren keinen vollen 
Ausgleich für Inflationsverluste mit der Nomi- 
nalverzinsung erhalten haben" (Drucksache 
7/2, S. 153), an der Auffassung des Parlamen- 
tarischen Staatssekretärs beim Bundesminister 
für Wirtschaft und Finanzen in der Frage- 
stunde des Bundestags für den Monat August 
1971 fest, „daß langfristiges Sparkapital nach 
wie vor Renditen erbringt, welche die gegen- 
wärtige Steigerungsrate der Lebenshaltungs- 
kosten übersteigen"? 

Ist es nicht an der Zeit, Sparzinsen nur 
noch in dem Umfang zu besteuern, wie diese 
Sparzinsen höher sind als die jährliche Infla- 
tionsrate, weil die volle Besteuerung der Spar- 
zinsen sonst weiterhin auf Kosten des Spar- 
vermögens geht? 

Was geschieht mit dem Konjunkturzuschlag, 
dessen Rückzahlung laut Formular der Finanz- 
ämter „nicht mehr zulässig ist, wenn der Rück- 
zahlungsanspruch nach dem 31. Dezember 1973 
geltend gemacht wird!"? 
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91. Abgeordneter 
Dr. Häfele 
(CDU/CSU) 


92. Abgeordneter 

Grobecker 

(SPD) 


93. Abgeordneter 

Stahl 

(Kempen) 

(SPD) 


Was unternimmt die Bundesregierung, um die 
bisher nicht zurückverlangten 210 Millionen 
DM aus dem Konjunkturzuschlag den Berech- 
tigten zukommen zu lassen? 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
es nach der Abwertung des Dollars um lOVo 
und der damit verbundenen Verbilligung der 
Rohölimporte nicht einem marktgerechten Ver- 
halten der Mineralölkonzerne entspricht, wenn 
sie die von der Bundesregierung beschlossene 
Erhöhung der Mineralölsteuer in vollem Um- 
fang auf die Benzinpreise überwälzt? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, unser Bankenaufsichtssystem dahin ge- 
hend zu erweitern, wonach es künftig vorge- 
schrieben werden sollte, daß Banken und Kre- 
ditinstitute sich einem Haftungsfond des Ban- 
kenverbands anschließen müssen? 


94. Abgeordneter 

Stahl 

(Kempen) 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Mög- 
lichkeit, daß Banken und Kreditinstitute künf- 
tig ihrem Kundenkreis vor Einrichtung eines 
Sparkontos mitteilen sollten, ob sie einem 
Haftungsfond angeschlossen sind? 


95. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vochenhausen 

(SPD) 


Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, 
darauf hinzuwirken, daß bei Veranstaltungen, 
die für wohltätige Zwecke durchgeführt wer- 
den, deutlich gemacht werden muß, ob und 
wieweit die Erlöse auch tatsächlich diesem 
Zweck nutzbar gemacht werden, z. B. durch 
eine offene Deklaration über die tatsächliche 
Abgabe an Wohlfahrtsverbände? 


96. Abgeordneter 

Schmidhuher 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß der Vorsitzende des Vor- 
stands der VEBA AG geäußert hat, daß die 
Zahl der VEBA-Volksaktionäre „zum Glück" 
stark zusammengeschmolzen sei, und wenn ja, 
teilt die Bundesregierung die in dieser Bemer- 
kung zum Ausdruck kommende Beurteilung 
des Streubesitzes von Aktien? 


97. Abgeordneter 
Schmidhuher 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung auch nach den Vor- 
gängen um die Entschädigung der Sparer der 
Bayerischen Wirtschaftsbank der Meinung, daß 
eine Einlagensicherung durch gesetzliche Rege- 
lung entbehrlich ist? 


98. Abgeordneter 

Urhaniak 


(SPD) 


Treffen Pressemeldungen zu (vgl. Welt der 
Arbeit vom 16. März 1973), nach denen durch 
die „Verdieselung" von Heizöl der Staatskasse 
jährlich Millionen von Steuereinnahmen ver- 
lorengehen, und welche Maßnahmen beabsich- 
tigt die Bundesregierung dagegen zu ergreifen, 
nachdem in der Regierungserklärung der 
Kampf gegen die Wirtschaftskriminalität ange- 
kündigt wurde? 
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99. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung, daß der 
Gansei ehemalige SS-Obersturmführer und KZ-Wädi- 

(SPD) ter Strippel, der 1949 wegen Mordes in 21 Fäl- 

len zu 21 mal lebenslänglich Zuchthaus verur- 
teilt wurde und dessen Strafe im Wiederauf- 
nahmeverfahren 1970 in sechs Jahre Zuchthaus 
nunmehr wegen Beihilfe zum Mord umgewan- 
delt wurde, eine Haftentschädigung in Höhe 
von 150 000 DM bei einer Haftentschädigung 
von 10 DM pro Tag erhält, während Opfer der 
NS-Gewaltherrschaft nur eine Entschädigung 
von 5 DM pro Tag der Freiheitsentziehung er- 
halten haben, und wird die Bundesregierung 
eine Änderung des Bundesentschädigungsge- 
setzes mit dem Ziel in die Wege leiten, daß 
Opfer der NS-Gewaltherrschaft nicht gegen- 
über ihren Peinigern auf diese makabre Weise 
diskriminiert werden? 


Ist die Bundesregierung bereit, angesichts der 
schrecklichen Verwüstungen, die der Krieg in 
Vietnam hinterlassen hat, den Weg einer zu- 
sätzlichen und wirksamen Aufbau- und Ent- 
wicklungshilfe für Nord- und Südvietnam 
durch die Einführung von Notopfermarken, 
ähnlich dem früheren Notopfer Berlin, zur 
Aufbringung der dafür notwendigen finanziel- 
len Mittel in Betracht zu ziehen? 


Hält die Bundesregierung angesichts der jüng- 
sten Liquidationen der Bayerischen Wirt- 
schaftsbank und der Bansa Bank, beide Mün- 
chen, die gesetzlichen, personellen und tech- 
nischen Voraussetzung einer wirksamen Ban- 
kenaufsicht einschließlich des vorbeugenden 
Schutzes von Kleinsparern für ausreichend? 


Aus welchen Gründen ist die Bankenaufsicht 
nicht rechtzeitig eingeschritten, obwohl die 
Liquiditätsschwierigkeiten der genannten Ban- 
ken seit über einem Jahr bekannt und in einer 
Zeitschrift für die Bekämpfung der Wirt- 
schaftskriminalität publiziert wurden? 


103. Abgeordneter Treffen Verlautbarungen zu, wonach die Bun- 
Hödierl desregierung die in der vergangenen Wahl- 

(CDU/CSU) Periode nicht mehr verabschiedete Umsatz- 

steuernovelle (Drucksache VI/2817) nicht wie- 
der einbringen will, und welche Gründe 
haben gegebenenfalls die Bundesregierung 
veranlaßt, von einer Umsatzsteuernovellierung 
abzusehen, und ist demnach in dieser Wahl- 
periode auch mit dringend notwendigen 
Änderungen auf dem Gebiet der Umsatz- 
steuer nicht mehr zu nechnen? 


102. Abgeordneter 

Dr. Sdiöfberger 

(SPD) 


101. Abgeordneter 

Dr. Schöfberger 

(SPD) 


100. Abgeordneter 

Sdieu 

(SPD) 
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104. Abgeordneter 

Pieroth 


(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung eine positive Zusage 
von der US-amerikanischen Regierung erhal- 
ten, daß die durch die Dollarabwertung und 
die Aufwertung der Deutschen Mark gemin- 
derten Mittel zur Entlohnung der deutschen 
Arbeitnehmer bei den US-Streitkräften aus- 
geglichen werden und kein Beschäftigungs- 
risiko für diesen Personenkreis entsteht, und 
ist die Bundesregierung im Interesse der be- 
unruhigten Betroffenen gegebenenfalls bereit, 
eine solche Zusage einzuholen? 


105. Abgeordneter 

Dr. Fuchs 

(CDU/CSU) 


Welche Entwicklung der Wohnungsmietpreise 
und der Belastung für Eigenheim- und Eigen- 
tumswohnungsbesitzer ab 1. Januar 1974 sieht 
die Bundesregierung im Zusammenhang mit 
der Grundsteuerreform, und denkt sie an ge- 
setzliche Maßnahmen, gegebenenfalls an 
welche? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


106. Abgeordneter 

Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


107. Abgeordneter 

Dr. Meinecke 

(Hamburg) 

(SPD) 


108. Abgeordneter 

Dr. Meinecke 
(Hamburg) 

(SPD) 


Welche gesetzlichen oder sonstigen Möglich- 
keiten sieht die Bundesregierung, um Veran- 
stalter von Auslandsferienreisen zu veranlas- 
sen, Preisermäßigungen, die sich aus der Ver- 
änderung der Währungsrelationen ergeben, 
ihren Kunden zugute kommen zu lassen, die 
diese Reisen auf Grund der alten Kursverhält- 
nisse im allgemeinen in deutscher Währung 
bezahlt haben? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, über die bisherigen Bemühungen des 
Bundesministers für Wirtschaft, seit Juni 1969, 
und des Bundesministers für Arbeit und Sozial- 
ordnung, seit Februar 1972, hinaus, den Ver- 
band Deutscher Elektrotechniker (VDE), unter 
Hinweis auf das Energiewirtschaftsgesetz, das 
Maschinenschutzgesetz und den Beschluß des 
Bundestags vom 3. März 1971 zu veranlassen, 
die im Hause der Berliner Kraft- und Licht 
(Bewag) — Aktiengesellschaft entwickelte be- 
rührungssichere Glühlampenfassung in die 
VDE- Vorschriften aufzunehmen? 

Ist die Bundesregierung der Meinung, daß der 
Grund für die Verschleppung dieser für die 
Unfallverhütung wichtigen Angelegenheit 
durch die VDE darin zu suchen ist, daß die 
Mehrkosten für eine Vollschutzfassung ca. 
10 Pfennig betragen würden oder daß der VDE 
die Aufforderungen der Bundesanstalt für Ar- 
beitsschutz und Unfallforschung und der Stif- 
tung Warentest nicht ernsthaft genug zur 
Kenntnis nehmen will? 
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109. Abgeordneter 
Dr, Oetting 
(SPD) 


110. Abgeordneter 

Dr. Ahrens 

(SPD) 

111. Abgeordneter 

Sick 

(CDU/CSU) 


112. Abgeordneter 

Dr. Marx 


(CDU/CSU) 


113. Abgeordneter 
Leidit 
(CDU/CSU) 


114. Abgeordneter 
Meinidee 
(Oberhausen) 
(SPD) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, da- 
mit die für 24 Millionen DM in der Physika- 
lisch-Tedinischen Bundesanstalt Braunschweig 
bis Ende d. J. betriebsbereite Neutronendosi- 
metrie fachgerecht in Betrieb genommen wer- 
den kann? 

In welchem Umfang sind Anschaffungs-, Unter- 
haltungs- und Betriebskosten von Kraftfahr- 
zeugen seit 1965 gestiegen? 

Stimmt die Bundesregierung mit mir darin 
überein, daß durch den Anschluß Dänemarks 
an die EWG im angrenzenden deutschen Wirt- 
schaftsraum, dem Landesteil Schleswig, fühl- 
bare Wettbewerbsverzerrungen zu befürchten 
sind, durch welche die in diesem Gebiet vor- 
handene Strukturschwäche noch verstärkt wer- 
den könnte, und ist die Bundesregierung bereit 
und in der Lage, durch gezielte Maßnahmen 
die Wirtschaftskraft dieses Grenzraums, im 
Zweifel besonders die Teile, die nicht zum 
Zonenrandgebiet gehören, zu stärken, um der 
negativen Entwicklung entgegenzutreten? 

Hat die Bundesregierung bei den Handelsge- 
sprächen während der Leipziger Messe darauf 
geachtet, daß der Handel zwischen der DDR 
und der Bundesrepublik Deutschland auch das 
Land Westberlin umfaßt, oder war sie bereit, 
der erneut und wiederholt vorgetragenen Ost- 
berliner Forderung zu entsprechen, den soge- 
nannten Handel zwischen der DDR und Berlin 
(West) von jenem mit der Bundesrepublik 
Deutschland getrennt zu halten? 

Trifft die Meldung im „ Plato w-Brief“ vom 
28. März 1973 zu, daß im Bundesministerium 
für Wirtschaft die Meinung vertreten wird, 
im Laufe des Jahrs 1973 werde sich die jet- 
zige Preissteigerungsrate von 6,8Vo (Februar) 
— vor allem wegen der konjunkturpolitisch 
weit überhöhten Staatsausgaben — voraus- 
sichtlich auf 8,2Vo erhöhen? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Siedlungsverbands Ruhrkohlenbezirk über die 
vorgeschlagene „Gemeinschaftsaktion für das 
ganze Ruhrgebiet“, und denkt sie gegebenen- 
falls an eine Aufnahme in den Bundesrahmen- 
plan zur Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

115. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
Gallus die Begrenzung des Holzeinschlags aufgrund 

(FDP) der Sturmkatastrophen in Niedersachsen die 

Sägewerke in Baden-Württemberg in wenigen 
Wochen vor Versorgungsschwierigkeiten mit 
Rundholz stehen? 
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116. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, da- 
Gallus mit genügend Holz aus Niedersachsen den 

(FDP) Sägewerken in Süddeutsdiland zur Verfügung 

gestellt wird, oder wäre es möglidi, weitere 
Kontingente für den Holzsdilag freizugeben, 
falls die Lieferungen aus Niedersadisen wei- 
terhin ausbleiben? 

Sieht die Bundesregierung eine reditlidie Mög- 
lichkeit, die Einfuhr von Fellen von Großkat- 
zen (Löwen, Tiger, Leoparden, Jaguare etc.) 
in die Bundesrepublik Deutsdiland zu unter- 
sagen? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, falls eine 
solche gesetzliche Grundlage vorhanden ist, 
dem Vorbild anderer Länder der Europäiscäien 
Gemeinschaft zu folgen, ein solches Einfuhr- 
verbot auszusprechen? 

Welche Aussichten bestehen, daß speziell die 
Kartoffeln, die ja an der Spitze der Teuerung 
bei Lebensmitteln liegen, in nächster Zeit wie- 
der billiger werden, und wann und in welchem 
Maße wird das etwa sein? 

120. Abgeordneter Sind der Bundesregierung die Angaben der 

Kiedile Arbeitsgemeinsdiaft Deutsdier Tierschutz e. 

(CDU/CSU) V. „Komitee gegen den Vogelmord" bekannt, 

wonach trotz vieler Proteste im In- und Aus- 
land in Italien im Herbst 1972 allein für die 
Lombardei 176 neue Vogelfangzentren geneh- 
migt, für die jetzige Jagdperiode (August 1972 
bis April 1973) in den Regionen Reggion Cala- 
brien und Messina 20 000 Lizenzen für Fang 
und Absdiuß von Greifvögeln ausgegeben 
wurden, in der Region Friuli Venezia Giulia 
1274 Vogelfangzentren in vollem Betrieb sind 
und in der Region Alto Adige ca. 4000 Tarn- 
hütten dem Vogelmord dienen, und wenn ja, 
ist die Bundesregierung bereit, mit der italieni- 
schen Regierung Gesprädie aufzunehmen, um 
Maßnahmen zur Unterstützung des Kampfes 
der deutschen und italienisdien Natursdiützer 
gegen diese ungeheuerlidien und unverant- 
wortlichen Eingriffe in das biologisdie Gleidi- 
gewidit der Natur und, angesichts der Tö- 
tungsmethoden mit Netzen und Massenab- 
schuß mit Schrot und Spezialkanonen, auch 
tierquälerischen Methoden, zu ergreifen, um 
eine rapide Vermehrung von Schadinsekten 
in der Bundesrepublik Deutschland zu verrin- 
gern bzw. abzuwenden? 

121. Abgeordneter Trifft es zu, daß die vom Planungsausschuß für 

Dr. Kunz die „Gemeinschaftsaufgabe zur Verbesserung 

(Weiden) der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" 

(CDU/CSU) beschlossenen Grundsätze auf Grund der Richt- 

linie 159/72 EWG und des daraus begründeten 
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Einspruchs der EG-Kommission geändert wer- 
den müssen, und welche weiteren Auswirkun- 
gen hat diese Richäinie auf das einzelbetrieb- 
liche Förderungsprogramm für die deutsche 
Landwirtschaft? 


122. Abgeordneter 

Simpfendörfer 

(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, auf das ungewöhnlich starke Ansteigen 
der Fischmehlpreise Einfluß zu nehmen^ und 
den Bedarf an Eiweißfuttermitteln auf die 
Dauer zu angemessenen Preisen sicherzustel- 
len? 


123. Abgeordneter 

Susset 


(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die nach 
dem Gesetz vom 1. September 1969 ange- 
strebte Gründung von forstwirtschaftlichen Zu- 
sammenschlüssen sich wegen der gegenüber 
Forstbetrieben bestehenden erheblichen steu- 
erlichen Mehrbelastung nicht in dem notwen- 
digen Umfang vollzogen hat, daß weiter die 
bereits gebildeten Forstbetriebsgemeinschaften 
aus dem gleichen Grund die ihnen vom Gesetz- 
geber gesetzten Ziele nicht haben erreichen 
können, und ist die Bundesregierung bereit, 
alsbald einen Gesetzentwurf einzubringen mit 
dem Ziel, die forstwirtschaftlichen Zusammen- 
schlüsse steuerlich den Forstbetrieben, beson- 
ders hinsichtlich der Mehrwertsteuer minde- 
stens gleichzustellen? 


124. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Welche Haltung nimmt die Bundesregierung 
nunmehr nach dem jetzigen Stand der EWG- 
Agrarpreis- und Währungsausgleichsverhand- 
lungen unter Berücksichtigung ihrer Antwort 
auf meine mündliche Frage vom 22. März 1973, 
23. Sitzung, ein, nachdem der Währungsver- 
lustausgleich (Grenzausgleich) für die deutsche 
Landwirtschaft mit den Preiserhöhungsvor- 
schlägen kompensiert werden soll? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


125. Abgeordneter 
Sciiedl 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die kürzlich öffent- 
lich geäußerte Auffassung im Zusammenhang 
mit der Grenze und der Mauer in Berlin „Aber 
die Menschen empfinden die Grenzen in ihren 
Familien und in ihrem Privatleben nicht mehr", 
und wenn ja, wie begründet sie eine solche 
Auffassung angesichts des Fortbestehens des 
Schießbefehls, der Errichtung von Selbstschuß- 
anlagen und der Einführung neuer Schikanen 
zur Verhinderung der Begegnung von Men- 
schen im geteilten Deutschland? 
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126. Abgeordneter 
Windelen 
(CDU/CSU) 


127. Abgeordneter 
Windelen 
(CDU/CSU) 


128. Abgeordneter 

Dr. Mende 


(CDU/CSU) 


129. Abgeordneter 
Dr. Mende 
(CDU/CSU) 


130. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Ist das 1968 angeregte, vom damaligen Bun- 
desminister für wirtschaftliche Zusammenar- 
beit dankbar begrüßte, und vom damaligen 
Bundesaußenminister grundsätzlich zugesagte 
Memorandum an die Vereinten Nationen 
über die Frage der Menschenrechte in Deutsch- 
land inzwischen fertiggestellt, ggf. warum nicht 
und wieviel Zeit wird dafür noch benötigt? 

Aus welchen Gründen hat die Bundesregierung 
bisher davon abgesehen, das zugesagte Memo- 
randum zu überreichen, obwohl ihre Deutsch- 
land- und Ostpolitik weder für die jenseits von 
Oder und Neiße noch für die in der DDR le- 
benden deutschen Staatsbürger die Verwirk- 
lichung der Menschenrechte durchgesetzt hat? 

Wird die Bundesregierung das Memorandum 
spätestens bei der Aufnahme der DDR in die 
Vereinten Nationen überreichen, um damit de- 
ren andauernde Verstöße gegen die UNO- 
Charta vor aller Welt zu dokumentieren? 

Falls die Bundesregierung dazu nicht bereit ist, 
wird sie dann die internationale Öffentlichkeit 
umfassend durch ein Weißbuch informieren, 
und zu welchem Zeitpunkt und in welcher 
Weise würde sie dieses vorlegen? 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung nicht 
bereit ist, den vom Gesamtdeutschen Institut 
in Berlin zusammengestellten Bericht über po- 
litische Prozesse in der DDR zu veröffent- 
lichen? 


131. Abgeordneter 

Dr. Dübber 


(SPD) 


Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, dem 
nach Pressemeldungen beabsichtigten Verkauf 
von Kunstwerken durch die DDR entgegenzu- 
wirken oder diese Kulturgüter wenigstens da- 
durch dem deutschen Volke zu erhalten, daß 
die geplante „Deutsche Nationalstiftung" als 
Käufer auftritt und sie sich die benötigten 
60 Millionen DM dafür kurzfristig auf dem 
Kapitalmarkt besorgt? 


Gesdiäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


132. Abgeordneter 

Reddemann 


(CDU/CSU) 


Hat ein Parlamentarischer Staatssekretär ei- 
nem Vorschlag zugestimmt oder Schritte zu 
seiner Verwirklichung eingeleitet, für den 
Koordinierungsausschuß einer Gruppe von 
Bundestagsabgeordneten ein Büro mit zwei 
Angestellten einzurichten und für diese die 
Arbeitgeberfunktion in arbeitsrechtlicher Hin- 
sicht zu übernehmen, während sie nur vom 
Koordinierungsausschuß Weisungen bekom- 
men (vgl. „Der Spiegel" Nr. 12/1973)? 
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133. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Pressemeldungen 

Baron bestätigen, denenzufolge Bundesminister Bahr 

von Wrangel bereits im November 1969 gegenüber dem 
(CDU/CSU) Direktor des Instituts für außenpolitische For- 

schung in Washington, Dr. Walter Hahn, einen 
Plan entwickelt haben soll, an dessen Ende 
die Auflösung der NATO steht? 

134. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, Bundesminister 

Engelsberger Bahr habe „die gegenwärtige amerikanische 
(CDU /CSU) Präsenz in Westdeutschland" als „unnötig 

hoch" bezeichnet, weshalb sie auch gleich um 
50®/o reduziert werden könne, ohne daß die 
Abschreckungskraft eine Einbuße erlitte, und 
geben diese Äußerungen — sollten sie zutref- 
fen — die Meinung der Bundesregierung wie- 
der? 

135. Abgeordneter Treffen Zeitungsmeldungen zu, die von einer 

Dr, Abelein Zensur des WDR-Dokumentarfilms „Ich bin 

(CDU/CSU) Bürger der DDR" durch DDR-Behörden spre- 

chen? 

136. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 

Dr. Abelein derartige Eingriffe in die freie Berichterstat- 

(CDU/CSU) tung zu verhindern oder wenigstens die Rich- 

tigstellung des entstehenden schiefen DDR- 
Bildes zu erreichen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


137. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Mißhand- 

Metzger lung der deutsch-griechischen Diplompsycholo- 

(SPD) gin Irene Kankeleit am 17. März 1973 auf 

dem Athener Flughafen durch griechische Si- 
cherheitsbeamte und Polizisten (Darmstädter 
Echo Nr. 67 vom 20. März 1973 und Frank- 
furter Allgemeine Nr. 67 vom 20. März 1973) 
zum Anlaß zu nehmen, bei der griechischen 
Regierung in geeigneter Weise vorstellig zu 
werden? 

138. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Metzger rung, in Zukunft die Mißhandlung deutscher 

(SPD) Staatsangehöriger durch griechische Behörden 

in Griechenland zu verhindern? 

139. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, angesichts 

Dr. Wernitz der wachsenden Breitenwirkung von Kultur- 

(SPD) beziehungen über Städtepartnerschaften in 

Westeuropa mehr Zuschüsse als bisher für 
diese Aufgaben zur Verfügung zu stellen, da 
insbesondere kleinere Kommunen offensicht- 
lich nicht in der Lage sind, die Kosten für die 
Durchführung von kulturellen Veranstaltun- 
gen in Westeuropa allein aufzubringen? 
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140. Abgeordneter 
Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung die Erklärung des 
Polnischen Roten Kreuzes bekannt, derzufolge 
die sich auf die „Information" zum Warschauer 
Vertrag berufenden Aussiedlungswilligen le- 
diglich als „Interessierte" und nicht als „Be- 
rechtigte" angesehen und behandelt werden, 
und glaubt sie, daß diese Unterscheidung mit 
Text und Inhalt der „Information" überein- 
stimmt? 


141. Abgeordneter 
Dr. Hupka 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung das Schei- 
tern von Verhandlungen, die der Intendant 
des Senders Freies Berlin mit dem Staatlichen 
Komitee für Rundfunk und Fernsehen in Mos- 
kau über eine engere Zusamenarbeit geführt 
hat, und hält sie die Begründung durch die 
Sowjetunion mit dem Hinweis auf die Zuge- 
hörigkeit des Senders Freies Berlin zur ARD 
für in Übereinstimmung befindlich mit dem 
Text des Berlin-Abkommens vom 3. September 
1971, demzufolge die Bindungen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und West-Berlin 
„aufrechterhalten und entwickelt werden" 
sollen? 


142. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 
(Mündien) 

(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung die vom 
Ersten Sekretär des Zentralkomitees der Polni- 
schen Kommunistischen Partei, Edward Gierek, 
am 22. März 1973 in einer Rede in Posen prak- 
tisch erhobenen Forderung nach einer „Ent- 
schädigung für das dem polnischen Volk vom 
verbrecherischen Nazismus zugefügte Unrecht 
und für die Verluste, die unsere" — polni- 
sche — „Gesellschaft noch lange Zeit spüren 
wird"? 


i43. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 
(Mündien) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß Vertreter der Bundesregierung 
in Gremien der Europäischen Gemeinschaft 
darauf bestanden haben, das Land Berlin in 
Rechtsakten der Gemeinschaft nicht mehr aus- 
drücklich als „Land Berlin" sondern nur als 
„West-Berlin" zu bezeichnen, beruht diese 
Haltung auf einer Weisung der Bundesregie- 
rung und welche Überlegungen waren gegebe- 
nenfalls für diese Weisung maßgebend? 


144. Abgeordneter 

Hansen 


(SPD) 


Was hat die Bundesregierung bewogen, einen 
offiziellen Vertreter der Deutschen Botschaft in 
Athen zur Eröffnung des Kongresses des jun- 
ta-gesteuerten griechischen Gewerkschafts- 
bundes zu entsenden? 


145. Abgeordneter 
Dr. Waigel 
(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der „Welt" vom 21. März 
1973 zu, die deutsche Schule auf Teneriffa 
müsse mit einer Reduzierung der von Deutsch- 
land vermittelten Lehrer rechnen und werde 
über das bisherige Maß hinaus nicht gefördert 
werden? 
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146. Abgeordneter 
Dr. Waigel 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß von zuständigen deutschen 
Stellen der Versuch unternommen wurde, den 
Schulverein zur Annahme eines nicht gewün- 
schten Modells für den Schulaufbau zu zwin- 
gen, das der Gemeinschaft der deutschen Schü- 
ler mit spanischen Schülern hinderlich ist, und 
was gedenkt sie gegebenenfalls zu tun? 


147. Abgeordneter 
Sdiröder 
(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die gemeinsame Entschließung 
des Deutschen Bundestags vom 17. Mai 1972 
der polnischen Regierung nicht offiziell zuge- 
leitet wurde, wenn ja, aus weichen Gründen 
nicht, und wenn nein, wann und in welcher 
Form wurde die gemeinsame Entschließung 
des Bundestags durch die Bundesregierung der 
polnischen Regierung übergeben? 


148. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß zum Warschauer Vertrag ein 
ergänzendes Geheimprotokoll besteht, in dem 
der Kreis der für die Familienzusammenfüh- 
rung infrage kommenden Personen eng um- 
grenzt niedergelegt ist, und wenn ja, welche 
Regelungen sind in diesem Geheimprotokoll 
konkret enthaltenen, und was gedenkt die 
Bundesregierung zu tun, um nunmehr end- 
gültig Familienzusammenführung zu ermög- 
lichen? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


1. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


Welche Vorstellungen hat die Bundesregie- 
rung in bezug auf eine Intensivierung der 
Kontakte der EWG zu den USA und ihre In- 
stitutionalisierung? 


2. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 

(München) 

(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, der Bundesaus- 
senminister habe zu verstehen gegeben, die 
Bundesregierung werde sich nicht dafür in- 
teressieren, wenn der Heilige Stuhl nach In- 
krafttreten des Vertrags mit Ost-Berlin die 
Grenzen der die Zonengrenze übergreifenden 
Bistümer ändern werde, und wie vereinbart 
die Bundesregierung — bejahendenfalls — 
ein solches Verhalten mit ihren aus dem 
Reichskonkordat erwachsenen Rechten und 
Pflichten, auch gegenüber den deutschen Ka- 
tholiken und ihren Bischöfen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


3. Abgeordneter 

Polkehn 


(SPD) 


Durch welche, insbesondere besoldungsrecht- 
liche Maßnahmen glaubt die Bundesregierung, 
den ernsten Mangel an beamteten Nachwuchs- 
kräften und Ingenieuren im gehobenen techni- 
schen Verwaltungsdienst beheben zu können? 


4. Abgeordneter Welche Standorte für das neu zu schaffende 
Dr. Oetting Bundesamt für Umweltschutz stehen in der 

(SPD) Diskussion, und wann wird die Bundesregie- 

rung die Frage des Standorts entscheiden? 


5. Abgeordneter 
Kiechle 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, im nächsten 
Materialband zum Umweltprogramm unter 
dem Abschnitt „Beseitigung von Abfällen aus 
Massentierhaltungen“ die äußerst mißver- 
ständliche Angabe, in der eine theoretisch 
errechnete Horn- und Kotmenge aus der Tier- 
haltung der deutschen Landwirtschaft mit „Ab- 
fallmengen“ bezeichnet wurde, so abzuändern, 
daß die Landwirtschaft nicht mehr als giganti- 
scher Müllproduzent gesehen werden muß, 
sondern zum Ausdruck kommt, daß es sich 
hier um biologischen Dünger handelt? 


6. Abgeordneter Bis wann ist nach Auffassung der Bundesre- 
Zebisch gierung mit der Einführung eines praktikablen 

(SPD) Personenkennzeichens zu rechnen? 
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7. Abgeordneter 
Dr. Müller- 
Emmert 


(SPD) 


Wird die Bundesregierung in Anbetracht der 
Haltung der Bundesländer ihre Beteiligung am 
allgemeinen Sportstättenbau im Rahmen des 
„Goldenen Planes" ab 1974 beenden? 


Geschäftsbereidi des Bundesministers der Finanzen 


8. Abgeordneter 

Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


Nachdem die Pläne für eine Fusion der Ober- 
finanzdirektionen Freiburg und Karlsruhe of- 
fenbar aufgegeben worden sind und die Bun- 
desregierung nunmehr entsprechend der Ant- 
wort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
in der Fragestunde vom 15. Februar 1973 eine 
Fusion der Bundesvermögensabteilungen der 
Oberfinanzdirektionen Freiburg und Karlsruhe 
wegen ihrer geringen Größe erwägt, frage ich 
die Bundesregierung, wie groß der Personal- 
bestand dieser beiden Abteilungen ist, wieviel 
Kräfte bei einer Fusion eingespart werden 
können oder welche sonstigen Einsparungen 
oder Verwaltungsvereinfachungen sich nach 
einer Fusion ergeben könnten, wenn man be- 
rücksichtigt, daß die Bediensteten dieser Ab- 
teilung zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
in Zukunft sehr viel größere Entfernungen zu- 
rückzulegen haben? 


9. Abgeordneter 
Stahl 
(Kempen) 
(SPD) 


Trifft es zu, daß im Fall der Schließung der 
Bayerischen Wirtschaftsbank die Bankenauf- 
sicht versagt hat, und was gedenkt die Bun- 
desregierung zu tun, um künftig bei gleichge- 
lagerten Fällen Sparer vor Verlust ihrer Spar- 
gelder zu bewahren? 


10. Abgeordneter 
Flämig 
(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, den berechtigten Klagen der Bevölke- 
rung im Umkreis um den US-Fliegerhorst 
Erlensee (Langendiebach), Landkreis Hanau, 
wegen des verstärkten Fluglärms abzuhelfen, 
der sich trotz Zusagen der US-Dienststellen 
nicht verringert, sondern mit der Verlegung 
einer Kampfhubschrauberstaffel der US-Army 
sogar noch verstärkt hat? 


11. Abgeordneter 
Flämig 
(SPD) 


Welche Haltung bezieht die Bundesregierung, 
wenn ihr der Antrag vorgelegt wird, Start- 
bahn und Flughafeneinrichtungen des Flieger- 
horstes Erlensee (Langendiebach) zu erwei- 
tern, wobei zwangsläufig bis zu 35 ha Erho- 
lungswald in unmittelbarer Nähe des Wohn- 
gebiets der Gemeinde Bruchköbel geopfert 
werden müßten? 
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12. Abgeordneter 
Dr. Klepsdi 
(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, bei der Übereignung der als „Zentrales 
Haus der Jugend“ vorgesehenen bundeseige- 
nen Liegenschaft, Koblenz, Markenbildchen- 
weg 40/44, einen nach dem Grundstücksver- 
billigungsgesetz möglichen hinausgehenden 
Nachlaß zu gewähren? 


13. Abgeordneter Welchen Stand hat die Automation in der 
Zebisch Steuerverwaltung, und welche Maßnahmen 

(SPD) gedenkt die Bundesregierung zu ergreifen, 

um die Automatisierung zu beschleunigen? 


14. Abgeordneter 
Krockert 


(SPD) 


Geben Pressemeldungen vom 28. März 1973 
den Sachverhalt richtig wieder, wonach die 
Ausstattung neuer Münzen und die Einziehung 
der im Umlauf befindlichen 2-DM-Stücke we- 
gen der von den Zigarettenautomaten-Herstel- 
lern bevorzugten Münzprüfmechanismen er- 
forderlich geworden ist, und ist es — zutreffen- 
denfalls — zu vertreten, daß sich die staatliche 
Münze in ihren Ausgabe- und Umlauf-Ent- 
scheidungen von den von der Industrie gesetz- 
ten technischen Maßstäben bestimmten läßt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


15. Abgeordneter 
Simpfendörfer 
(SPD) 


Welche Maßnahmen zur Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur und der Infra- 
struktur der Gemeinden hat die Bundesregie- 
rung seit 1969 in den ehemaligen Landkreisen 
Crailsheim und Mergentheim als Bundesaus- 
baugebiete sowie in Schwäbisch Hall und 
Öhringen gefördert, und wie hoch waren die 
finanziellen Aufwendungen, gegliedert nach 
Jahren und Kreisen? 


16. Abgeordneter 
Simpfendörfer 
(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung das Ergeb- 
nis der Förderungsmaßnahmen, und geht sie 
davon aus, daß im ganzen Bereich oder in 
Teilbereichen eine Förderung auch nach 1975 
noch notwendig sein wird? 


17. Abgeordneter Glaubt die Bundesregierung, daß 19 Personen 
Dr. Oetting ausreichen, die in Braunschweig für die Neu- 

(SPD) tronendosimetrie aufgewandten Investitions- 

mittel sinnreich zu nutzen? 


18. Abgeordneter 
Schulte 
(Schwäbisch 
Gmünd) 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, den Raum 
Gaildorf im jetzigen Großkreis Schwäbisch 
Hall mit in die Fördergebiete des Bundes auf- 
zunehmen? 
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19. Abgeordneter 
Spilker 

(CDU/CSU) 


Welchen Standpunkt gedenkt die Bundesregie- 
rung in Zukunft handelspolitisch mit der DDR 
einzunehmen, und soll die DDR insbesondere 
steuerpolitisdi weiterhin als Inland betrachtet 
werden, d. h. den Vorteil der Mehrwertsteuer- 
rückvergütung für ihre Exporte in die Bundes- 
republik Deutschland genießen, obwohl inner- 
halb der DDR keine Umsatzsteuer erhoben 
wird? 


20. Abgeordneter Wenn ja, welche Maßnahmen will die Bundes- 
Spilker regierung ergreifen, um zu verhindern, daß 

(CDU/CSU) aufgrund dieser Tatsache Hersteller in der 

Bundesrepublik Deutschland nicht mehr kon- 
kurrenzfähig gegenüber bestimmten DDR-Pro- 
dukten sein können? 


21. Abgeordneter 

Dr. Slotta 


(SPD) 


Sind Informationen zutreffend, daß der Groß- 
verleger Axel Springer beabsichtigt, der Bild- 
zeitung Lokalteile anzuhängen, und zwar zu- 
nächst in Großstädten des Ruhrgebiets — z. B. 
Essen, Dortmund und Duisburg — , und welche 
Möglichkeiten hat die Bundesregierung bzw. 
will sie ergreifen, damit die verbleibenden 
kleineren und mittleren Zeitungsverleger ge- 
schützt werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


22. Abgeordneter 

Geldner 

(FDP) 


Wie ist der derzeitige Stand der Wildtollwut 
in unserem Land, und welche Gefahr für 
Mensch und Tier geht von dieser Seuche aus? 


23. Abgeordneter 

Geldner 

(FDP) 


Ist das immer wieder zu beobachtende „Fläm- 
men“ von Hecken und Bodendecken nach gel- 
tendem Recht erlaubt, und welcher Schaden 
entsteht dadurch? 


24. Abgeordneter 
Kiechle 
(CDU/CSU) 


Welches Ergebnis hatte die von. der Bundes- 
republik Deutschland vor geraumer Zeit ein- 
geleitete Prüfung und die mit der holländi- 
schen Regierung geführten Gespräche hinsicht- 
lich holländischer Niedrigpreiseinfuhren von 
Kartoffelstärke in die Bimdesrepublik Deutsch- 
land, und zu welchen Folgerungen sieht sich 
die Bundesregierung veranlaßt? 


25. Abgeordneter 

Mertes 

(Stuttgart) 

(FDP) 


Kann die Bundesregierung zur Versachlichung 
der gegenwärtigen Agrarpreisdiskussion an- 
hand einiger Beispiele (Rindfleisch, Zucker, 
Getreide, Milch) die Auswirkungen von Preis- 
anhebungen in der EWG auf die Verbraucher 
und die Landwirte in der Bundesrepublik 
Deutschland aufzeigen? 
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26. Abgeordneter 
Mertes 
(Stuttgart) 
(FDP) 


Kann die Bundesregierung erklären, wie es zu 
den unterschiedlichen Darstellungen zu den 
Auswirkungen von Preisanhebungen gegen- 
über der Öffentlichkeit bei der Arbeitsgemein- 
schaft der Verbraudierverbände und dem 
Deutschen Bauernverband kommt? 


27. Abgeordneter 

Immer 


(SPD) 


Wie gewährleistet die Bundesregierung bei 
der Neufassung des Gesetzes über Naturschutz 
und Landschaftspflege, daß die Benutzung von 
Wegen für das Reiten nicht eingeschränkt 
wird, zumal dieser Sport infolge vergrößerter 
Pferdebestände ein zunehmend wichtiger Fak- 
tor für die Erweiterung des Fremdenverkehrs, 
für eine produktneutrale Landnutzung und für 
die Verbesserung der Einkommenssituation 
der Landwirte im Bereich der Grenzertrags- 
böden darstellt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


28. Abgeordneter 
Dr. Häfele 
(CDU/CSU) 


29. Abgeordneter 
Dr. Häfele 

(CDU/CSU) 


30. Abgeordneter 

Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 
Antragstellern, die sich nach Baudarlehen für 
Eigenheime erkundigen, einen Vordruck des 
Inhalts zusendet, daß zur Mitfinanzierung von 
Eigenheimen keine Mittel mehr zur Verfügung 
gestellt werden können? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
zwischen den Absätzen 1 und 3 dieses Vor- 
drucks ein Widerspruch besteht, wenn einmal 
darauf hingewiesen wird, daß die starke Nach- 
frage die Mittel für 1973 bereits erschöpft 
habe, zum anderen aber festgestellt wird, daß 
die durch das Rentenreformgesetz von 1972 
veränderte finanzielle Lage keine langfristigen 
Anlagen, z. B. zur Mitfinanzierung von Eigen- 
heimen, mehr zulasse? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß zahl- 
reiche Rentner in erhebliche wirtschaftliche 
Schwierigkeiten dadurch kommen, daß sie sich 
zu einem früheren Zeitpunkt von der gesetz- 
lichen Krankenversicherungspflicht befreien 
ließen, um Aufnahme in einer privaten Kran- 
kenversicherung zu finden, heute aber infolge 
der erheblich gestiegenen Beitragslasten für 
die Krankenversicherung mit dem Zuschuß der 
Bundesanstalt für Angestellte nicht mehr aus- 
kommen können, und deshalb aus materiellen 
Gründen den Wiedereintritt in eine freiwillige 
Ersatzkrankenkasse anstreben, und ist die 
Bundesregierung bereit, die gesetzlichen Mög- 
lichkeiten zu schaffen, daß die einmal ausge- 
sprochene Befreiung von der gesetzlichen 
Krankenversicherungspflicht rückgängig ge- 
macht werden kann? 
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31. Abgeordneter 

Kater 


(SPD) 


Trifft es zu, daß die Bundesregierung in dieser 
Legislaturperiode erreichen will, daß die An- 
sprüche der Arbeitnehmer auf eine Betriebs- 
rente nicht verfallen sollen, wenn der Arbeit- 
nehmer aus dem Unternehmen ausscheidet? 


32. Abgeordneter 

Kater 


(SPD) 


33. Abgeordneter 
Seibert 


(SPD) 


34. Abgeordneter 
Dr. Jenninger 

(CDU/CSU) 


35. Abgeordneter 
Link 

(CDU/CSU) 


Ist bei der beabsichtigten gesetzlichen Rege- 
lung der Betriebsrentenansprüche der Arbeit- 
nehmer auch beabsichtigt, daß die Anrechnung 
anderer Versorgungsbezüge eingeschränkt und 
die betriebliche Altersversorgung der flexiblen 
Altersgrenze in der gesetzlichen Altersver- 
sicherung angeglichen wird? 


Hält die Bundesregierung die Errichtung eines 
einheitlichen sozialärztlichen Dienstes für die 
gesamte Sozial- und Arbeitslosenversicherung 
für zweckmäßig, und beabsichtigt sie dazu eine 
entsprechende Gesetzesinitiative? 


Sieht die Bundesregie^rung eine Möglichkeit, 
auch den Schwerbehinderten (Zivilbeschädigte 
über 50^/o und mit 35 Ve r si che rungs Jahren) das 
Recht auf Altersrente mit Vollendung des 62. 
Lebensjahrs einzuräumen? 


Hält es die Bundesregierung auf Grund der 
Fortführung der Rentenreform für möglich, 
auch für solche Versicherungszeiten Beiträge 
nachzuentrichten, für die früher bereits frei- 
willige Beiträge geleistet worden sind, also 
gleichsam diese früheren Beiträge „aufzustok- 
ken"? 


36. Abgeordneter 
Dr. Sperling 
(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
für Ingenieure eine Ausbildung im Refa-Be- 
reich nur dann sinnvoll ist, wenn diese beruf- 
liche Fortbildung neben der Refa-Grund- und 
Fachausbildung einen Abschluß mit dem Semi- 
nar „Industrial Engineering" erreicht, und ist 
die Bundesregierung deshalb bereit, im Rah- 
men ihrer Möglichkeiten die Anwendung des 
§ 24 Abs. 1 Satz 2 der Anordnung über die 
individuelle Förderung der beruflichen Fort- 
bildung und Umschulung auf die Refa-Ausbil- 
dung einschließlich des abschließenden Semi- 
nars „Industrial Engineering" sicherzustellen? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers der Verteidigung 


37. Abgeordneter 

Dr. Freiherr 
Spies 

von Büllesheim 
(CDU/CSU) 


Wann werden die Lärmschutzbereiche gemäß 
dem Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm vom 
30, März 1971 für die militärischen Flugplätze 
Brüggen/Elmpt und Wildenrath, Krs. Heins- 
berg, festgesetzt sein? 
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38. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Be- 

Dr. Freiherr völkerung des Orts Elmpt wegen der beson- 

Spies deren Lage ihres Orts zum Flugplatz Brüggen/ 

von Büllesheim Elmpt zusätzlidi zum Lärm des Flugbetriebs 

(CDU/CSU) erheblidien Belästigungen durdi Geräusdie 

ausgesetzt ist, die vom Bodenbetrieb dieses 
Flugplatzes ausgehen, und weldie Maßnah- 
men wird die Bundesregierung ergreifen, um 
diese Geräusche auf das unvermeidbare Min- 
destmaß (§ 29 b des Luftverkehrsgesetzes) zu 
besdiränken? 

39. Abgeordneter Warum wurde das Wohnungsbauvorhaben 

Peiter Braubach für Bedienstete der Bundeswehr bis- 

(SPD) her noch nidit ausgeführt, obwohl die Geneh- 

migung dafür seit langem vorliegt? 

40. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Kreisstraße Nr. 52 im 

Walther Landkreis Kassel im Bereich der Gemeinde 

(SPD) Reinhardshagen bei Weser-km 11,4 zu einer 

Ersatzübergangsstelle ausgebaut und insbe- 
sondere für den Manöverbetrieb der Bundes- 
wehr Verwendung finden soll? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Ge- 
meinde Reinhardshagen in besonderer Weise 
wirtschaftlich vom Fremdenverkehr abhängig 
ist, und teilt sie deshalb die Besorgnis der 
Gemeinde darüber, daß durch einen schwer- 
punktmäßig ausgeübten Manöverbetrieb in 
diesem Bereich der Fremdenverkehr nachhaltig 
beeinträchtigt wird, und wie will die Bundes- 
regierung dieser Besorgnis Rechnung tragen? 

42. Abgeordneter Wann hat der Bundesminister der Verteidi- 
Dr. Hammans gnng der britischen Royal Air-Force gestattet, 
(CDU/CSU) in der sogenannten Venloer Heide in der Stadt 

Nettetal, Kreis Kempen-Krefeld, einen Lande- 
platz für den Senkrechtstarter Harrier zu 
bauen? 

Ist die Bundesregierung in der Lage, definitiv 
zu erklären, wann die 1. und wann 2. Baustufe 
des geplanten Bundeswehrkrankenhauses in 
Ulm/Donau (Eselsberg) begonnen, und inwie- 
weit diese Bundeswehrklinik organisatorisch 
in den Gesamtbereich der Universität Ulm ein- 
gegliedert werden wird, damit u. a. auch eine 
Entlastung der Bettenbelegung in den Ulmer 
Universitätskliniken erreicht werden kann? 

44. Abgeordneter Trifft es zu, daß in der „Schule technische 
Dr. Klein Truppen I" in Aachen ein erheblicher Personal- 

(Stolberg) mangel bei den technischen Ausbildern besteht 

(CDU/CSU) und infolgedessen ganze Ausbildungsab- 

schnitte in den Unteroffiziers-, Feldwebel- und 
Meisterlehrgängen ausfallen? 
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45, Abgeordneter 

Dr. Klein 
(Stolberg) 

(CDU/CSU) 


Bejahendenfalls, welche Ursachen für die ge- 
nannten Mißstände sieht die Bundesregierung, 
und welche Maßnahmen wird sie dagegen er- 
greifen? 


46. Abgeordneter 

Sdiulte 

(Sdiwäbisdi 

Gmünd) 

(CDU/CSU) 


Hält es die Bundesregierung nicht für eine 
durch den Wehrdienst entstehende besondere 
persönliche Härte im Sinne von § 12 Abs. 4 
des Wehrpflichtgesetzes, wenn ein Wehrpflich- 
tiger vor der Einberufung die Qualifikation 
für eine Fachhochschule besitzt, diese aber imi 
Laufe seiner Wehrdienstzeit durch Änderung 
der Aufnahmebestimmungen wieder verliert? 


47. Abgeordneter 
Dr. Klepsch 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, mit der Stadt 
Koblenz Verhandlungen über die seit Jahren 
von der Bundeswehr mitten im Koblenzer 
Stadtwald in der Nähe des vielbesuchten Aus- 
sichtspunkts Kühlkopf unterhaltenen Geräte- 
und Munitionslager, über deren Verlegung 
schon seit langer Zeit gesprochen wurde, mit 
dem Ziel einer Verlegung der beiden Lager 
zumindest des Munitionslagers aufzunehmen? 


48. Abgeordneter Bestehen Pläne, den Truppenübungsplatz 
Engelhard Kirchholz bei Bad Reichenhall in das Gebiet 

(FDP) des Kienberges zwischen Unterjettenberg und 

Schneizlreuth zu verlegen? 


49. Abgeordneter 
Thürk 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit anzuerkennen, 
daß aus militärischen, finanziellen und trup- 
penfürsorgerischen Gründen eine unabweis- 
bare Notwendigkeit dafür besteht, die acht 
im Großraum Saarbrücken stationierten mili- 
tärischen Dienststellen, die derzeit in zehn 
z. T. abbruchreifen Miethäusern untergebracht 
sind, in einem Objekt zusammenzufassen? 


50. Abgeordneter 
Thürk 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, in Verfolgung 
der vorstehend beschriebenen Erkenntnis die 
zuständige Oberfinanzdirektion Saarbrücken 
zu beauftragen, unverzüglich mit einem saar- 
ländischen Unternehmen, das der Oberfinanz- 
direktion Saarbrücken und dem Herrn Bundes- 
minister der Verteidigung aus Vorbesprechun- 
gen bereits bekannt ist, in konkrete Verhand- 
lungen mit dem Ziel des alsbaldigen Ankaufs 
des angebotenen Geländes nebst aufstehen- 
den Gebäuden zu treten? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


51. Abgeordneter 

Dr. Jenninger 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die in der Tages- 
zeitung „Heilbronner Stimme" verbreitete 
Auffassung, daß „Babys von sozial schlechter 
gestellten Müttern offenbar schneller sterben", 
weil „sozial schlechter gestellte Mütter oft an 
Magnesiummangel leiden", und welche Maß- 
nahmen gedenkt sie zu ergreifen? 


52. Abgeordneter 

Wuwer 


(SPD) 


Welche Vorstellungen bestehen bei der Bun- 
desregierung, um endlich ihrerseits die längst 
erforderliche Harmonisierung des Arzneimit- 
telrechts innerhalb der EWG herbeiführen zu 
helfen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


53. Abgeordneter 
Hauser 
(Bonn- 

Bad Godesberg) 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung das Pro- 
blem des Schwerlastwagendurchgangsverkehrs 
im Großraum Bonn, und ist die Bundesregie- 
rung gegebenenfalls bereit, kurzfristig eine 
Rechtsverc rdnung zu erlassen, bzw. die zustän- 
digen Länderminister zum Erlaß einer Rechts- 
verordnung zu veranlassen, durch die der 
Schwerlastwagendurchgangsverkehr von der 
B 9 im Großraum Bonn in Nord-Süd- und Süd- 
Nord-Richtung ferngehalten wird? 


54. Abgeordneter 

Hauser 

(Bonn- 

Bad Godesberg) 

(CDU/CSU) 


Sind der Bundesregierung Zahlen über die 
Unfallstatistik im Bereich der B 9 im Raum 
Bonn bekannt, und ist die Bundesregierung 
in diesem Zusammenhang bereit, auch aus 
Gründen der Verkehrssicherheit und Unfall- 
verhütung eine rasche Lösung bezüglich des 
Schwerlastwagendurchgangsverkehrs im Raum 
Bonn zugunsten der Bürger herbeizuführen? 


55. Abgeordnete 

Frau 

Verhülsdonk 

(CDU/CSU) 


Wird sich der Ausbau der B 40 als Umgehungs- 
straße zwischen Klein-Winternheim und dem 
Ortsausgang Nieder-Olm durch die von der 
Bundesregierung angekündigte Einschränkung 
des Bundesfernstraßenbaus verzögern? 


56. Abgeordnete Wenn nein, bleibt es bei den Versprechungen 

Frau maßgeblicher Stellen, daß mit dem Bau dieses 

Verhülsdonk Projekts noch im Jahr 1973 begonnen wird? 
(CDU/CSU) 
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57. Abgeordneter 
Biehle 
(CDU/CSU) 


Ist es zutreffend, daß beim Planfeststellungs- 
verfahren für das Rasthaus „Riedener Wald" 
im Zuge der Bundesautobahn zwischen Würz- 
burg und Fulda zwei öffentliche Zufahrten mit 
dem Anschluß an die Gemeindestraße Rieden- 
Binsbach vorgesehen, später auch mit erheb- 
lichen Steuergeldern ausgebaut, danach aber 
für den Verkehr gesperrt wurden, obwohl der 
Verkauf von 50 ha Wald von der Gemeinde 
Rieden unter dem Gesichtspunkt eines Ver- 
kehrsanschlusses erfolgt sein soll? 


58. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, den Verkehrs- 
Biehle anschlüssen des dortigen lokalen Raums Rech- 

(CDU/CSU) nung zu tragen und eine Ab- und Zufahrt an 

der Raststätte „Riedener Wald" zu gestatten? 


59. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bewußt, daß die Ver- 
pflichtung der Gemeinden, die Baulast der 
Ortsdurchfahrten von Bundesfernstraßen zu 
übernehmen, wenn sie am Stichtag 50 000 Ein- 
wohner haben, bei der kommunalen Neuglie- 
derung zu tatsächlichen und rechtlichen 
Schwierigkeiten führt und deshalb einer 
Überprüfung bedarf, und ist die Bundesregie- 
rung bereit, gegebenenfalls Übergangsbestim- 
mungen für die Städte zu schaffen, die durch 
die neue flächenmäßige Ausdehnung sehr 
kurzfristig besonders stark betroffen sind? 


60. Abgeordneter Wann ist damit zu rechnen, daß der Ausbau 

Dr. Beermann der B 5, insbesondere im Raum Geesthacht, 

(SPD) nun endlich in Angriff genommen wird? 


61. Abgeordneter 

Dr. Beermann 


(SPD) 


Ist es richtig, daß das Bundesverkehrsministe- 
rium der Ständerung der Straßenbrücke über 
die durch Schwarzenbek führende Bahnstrecke 
zugestimmt hat, und ist es auch bereit, die 
Kosten hierfür zu übernehmen? 


62. Abgeordneter 

Baron 

von Wrang el 

(CDÜ/CSU) 


Welche finanziellen Maßnahmen will die Bun- 
desregierung für den Ausbau des Elbe-Lübeck- 
Kanals zur Verfügung stellen, der für die In- 
frastruktur, insbesondere des Zonenrandge- 
biets, von großer Bedeutung ist? 


63. Abgeordneter 

Baron 

von Wrangel 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung darüber Auskunft 
geben, ob die vorgesehenen Kürzungen im 
Bereich der Zonenrandförderung auch den 
Ausbau des Elbe-Lübeck-Kanals berühren und 
wenn ja, in welcher Höhe? 


64. Abgeordneter 

Franke 

(Osnabrück) 

(CDU/CSU) 


Wann ist die Bundesregierung bereit, eine 
Entscheidung darüber zu treffen, sich an dem 
Verkehrsverbund im Großraum Hannover 
finanziell zu beteiligen? 
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65. Abgeordneter Wenn ja, wie hoch werden die Leistungen des 
Franke Bundes sein? 

(Osnabrück) 

(CDU/CSU) 


66. Abgeordneter 
Dr, Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß im Bereich der Arbeitsämter 
Weiden, Schwandorf und Hof die Tiefbaufir- 
men mit keinerlei Anschlußarbeiten aus dem 
Fernstraßenbauprogramm der Bundesregie- 
rung rechnen können, da die dem Land Bayern 
zur Verfügung gestellten Mittel fast nur aus- 
schließlich für die Fortführung bereits begon- 
nener Maßnahmen ausreichen? 


67. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, noch vor Ver- 
abschiedung des Bundeshaushalts 1973 der 
Vergabe neuer Baumaßnahmen an Bundesfern- 
straßen im Zonenrandgebiet zuzustimmen, da 
ansonsten im Bereich der Arbeitsämter Wei- 
den, Schwandorf und Hof mit Entlassungen im 
größeren Umfang und mit hohen Leistungen 
aus der Arbeitslosenversicherung gerechnet 
werden muß? 


68. Abgeordneter 

Dr, Schweitzer 


(SPD) 


Hat die Bundesregierung bei ihren Planungen 
für den Ausbau der B 9 im Gesamtabschnitt 
Bonn — Brohl vorliegende Alternativentwürfe 
unter anderem von Dipl.-Ing. Disselbeck, Bad 
Godesberg, berücksichtigt, die grundsätzlich 
für die am Rhein gelegenen Gemeinden mit 
enger Ortsdurchfahrt angesichts des umwelt- 
gefährdenden und insbesondere gesundheits- 
schädigenden Verkehrsvolumens Ortsumge- 
hungsstraßen analog etwa zu dem Abschnitt 
Brohl — Urmitz vorsehen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


69. Abgeordneter 
Dr. Köhler 
(Duisburg) 
(CDU/CSU) 


Sind Zeitungsnotizen zutreffend, nach denen 
verschiedene westliche Länder, die zurzeit mit 
der DDR wegen der völkerrechtlichen Aner- 
kennung verhandeln, die Forderung stellen, 
die entschädigungslos enteigneten Vermögens- 
teile ihres Staatsbürgers ordnungsgemäß zu 
entschädigen, und ist es weiterhin zutreffend, 
daß die DDR bei diesen Verhandlungen ge- 
wisse Zusagen hinsichtlich der Entschädigungs- 
ansprüche der Bürger westlicher Staaten ge- 
macht hat? 
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70. Abgeordneter 

Dr. Köhler 
(Duisburg) 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung bei den Verhand- 
lungen um den Grundvertrag mit der DDR die 
Frage des entschädigungslos beschlagnahmten 
Vermögens westdeutscher Bürger zur Sprache 
gebracht, und hat sie darauf hingewiesen, daß 
die Bürger der Bundesrepublik Deutschland in 
dieser Frage den gleichen Anspruch wie die 
Staatsbürger der anderen westlichen Länder 
haben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie und 
für das Post- und Fernmeldewesen 


71. Abgeordneter 
Lenzer 


(CDU/CSU) 


Aus welchen Gründen wurde vom Ministerium 
für Forschung und Technologie (früher Mini- 
sterium für Bildung und Wissenschaft) eine 
Studie zum Problem „Bereistellung von Risiko- 
kapital in der Bundesrepublik Deutschland" 
an eine Münchner Firma vergeben, und wie 
erfolgte eine Abstimmung mit dem dafür ei- 
gentlich zuständigen Wirtschaftsministerium? 


72. Abgeordneter 
Lenzer 
(CDU/CSU) 


Welche Vorstellungen hat die Bundesregie- 
rung über die Förderung von Risikokapital- 
gesellschaften seitens des Bundes, und wie ge- 
denkt sie im Rahmen ihrer Forschungspolitik 
eine Koordinierung zwischen Forschungsförde- 
rung und Innovationsförderung zu erreichen? 


73. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


Nach welchem Zeitplan gedenkt die Bundes- 
regierung die durch die in weiten Teilen der 
Bundesrepublik Deutschland abgeschlossenen 
Gebietsreformen und dadurch notwendig ge- 
wordene Umstellung der örtlichen Fernsprech- 
netze im Hinblick auf die Orientierung an die 
neuen kommunalen Grenzen vorzunehmen? 


74. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, zur Erreichung 
Milz eines gerechten Ausgleichs bei der Durchfüh- 

(CDU/CSU) rung dieser Maßnahme ländliche Räume vor- 

zuziehen? 
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75. Abgeordneter Was kostet der Deutschen Bundespost die 
Leicht Werbung Berufsinformation Post, die bisher 

(CDU/CSU) zwei Mal auch als Anzeige erschienen ist ins- 

gesamt, einschließlich der Informationsbro- 
schüre „Die Bundespost bittet zur Karriere", 
dem post-pop-poster mit dem Karrierefahr- 
pian und eventuellen anderen „Zutaten"? 


Bonn, den 30. März 1973 
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